
ersten Mal verringert — aber er hat te sich verringert, indem 
die Welt insgesamt ärmer wurde. Die Welt sah plötzlich das 
ganze Ausmaß der Gefahr. Entwicklung, dies mußten wir e r ­
kennen, läßt sich nur beschleunigen innerhalb einer insgesamt 
expandierenden Weltwirtschaft. Es war diese Erkenntnis, die 
die Einsicht in die Notwendigkeit der Kooperation wachsen 
und das Jah r 1975 zu einem J a h r des gemeinsamen Auf­
bruchs werden ließ. 
Die Bundesregierung macht sich keine Illusionen darüber, 
daß erst ein kurzes Stück des gemeinsamen Weges zurück­
gelegt ist, aber auf diesem kurzen Stück wurde durchaus 
etwas erreicht: 
1. Der Kapitalzufluß in die Entwicklungsländer ist 1975 

sprunghaft angestiegen: 
> Die OECD-Länder erhöhten ihren öffentlichen und pr iva­

ten Kapitaltransfer um 40 vH auf die Rekordsumme von 
39 Milliarden Dollar. Zum ersten Mal wurde so das Ziel 
einer Kapitalübertragung in Höhe von 1 vH des Brut to­
sozialprodukts erreicht. Die Bundesrepublik Deutschland 
überschritt dieses Ziel mit 1,18 vH. 

> Zugleich stieg auch der Kapitalzufluß aus den OPEC-
Ländern. 

2. Auf dem Weg zur Stabilisierung der Exporteinnahmen der 
Entwicklungsländer wurden Fortschritte gemacht: 

> Der Internationale Währungsfonds weitete die Möglich­
keiten, bei Exporterlösrückgängen kompensatorische K r e ­
dite aufzunehmen, erheblich aus. 

> Die Europäische Gemeinschaft errichtete im Abkommen 
von Lome das erste Stabilisierungssystem der Welt für 
die Rohstoffexporte von Entwicklungsländern. 

3. Die Öffnung der Märkte für die Exporte der Dritten Welt 
kam weiter voran: 

> Die multilateralen Handelsverhandlungen in Genf haben 
dieses Ziel zu einem Schwerpunkt der Gespräche gemacht. 

> Die Europäische Gemeinschaft plant, die Möglichkeiten 
für zollfreie Einfuhr von Industriegütern aus den Ent ­
wicklungsländern auch in diesem J a h r weiter wesentlich 
zu erhöhen. 

> Die Bundesrepublik Deutschland hat die Fertigwaren-
Einfuhren aus den Entwicklungsländern 1975 u m ein Vier­
tel gesteigert — und dies in einem J a h r schwerer Rezes­
sion. 

4. Für die Entwicklung der Landwirtschaft in der Dritten 
Welt schließlich wurde beschlossen, einen Fonds zu grün­
den, der für die Steigerung der Agrarproduktion u m ­
fangreiche Mittel bereitstellen wird. 

Die Entwicklung der Dritten Welt zu beschleunigen, ist die 
gemeinsame Aufgabe aller Länder: 
Sie erfordert von den Entwicklungsländern selbst, daß sie 
ihre Kräfte auf das Entwicklungsziel konzentrieren. 
Sie erfordert auch, daß sie sich gegenseitig Hilfe leisten. Die 
Bundesregierung begrüßt deshalb, daß die Konferenz von 
Colombo den Gedanken der kollektiven Selbsthilfe so stark 
betont hat. 
Die ölproduzierenden Länder tragen bereits heute erheblich 
zum Ressourcentransfer an die kapitalarmen Entwicklungs­
länder bei. Sie haben auf der letzten OPEC-Konferenz zu­
gleich bewiesen, daß sie bereit sind, Mitverantwortung für 
die Weltwirtschaft insgesamt zu übernehmen. 
Den stärksten äußeren Beitrag zur Entwicklung aber müssen 
ohne Zweifel die Industrieländer leisten: Die marktwirt­
schaftlichen Industrieländer waren schon bisher ein Motor 
für die Entwicklung der Dritten Welt. Die Zugkraft dieses 
Motors muß noch stärker werden. Die in den letzten Jahren 
begonnene Integrierung auch der planwirtschaftlichen Län­
der in die Weltwirtschaft bringt nun die Chance, daß endlich 
auch sie zu einem Motor für die Entwicklung werden. Diese 
Möglichkeit sollte aber auch genutzt werden. 

Deutschland im Sicherheitsrat 
Erklärung der Deutschen Gesellschaft für d ie Vereinten Nat io­
nen zur Wahl der Bundesrepubl ik Deutschland in den Sicher­
heitsrat der Vereinten Nat ionen: 
1. Die Deutsche Gesellschaft für d ie Vereinten Nat ionen 
(DGVN) begrüßt den Eintr i t t der Bundesrepubl ik Deutschland 
in den Sicherheitsrat der Vere inten Nat ionen. Sie hofft, daß es 
der Bundesregierung mögl ich sein w i rd , von dieser wicht igen 
Platt form aus für d ie Erhal tung des Fr iedens überal l in der 
Welt zu w i rken und in aufkommenden Konf l ik ten — insbeson­
dere zwischen Ost und West, Süd und Nord — eine vermit ­
te lnde Posit ion e inzunehmen. 
2. Die DGVN ist der Auffassung, daß nur eine gerechte, dem 
wirtschaft l ichen Ausgleich zwischen den noch nicht vo l l ent­
wickel ten Ländern und den Industr ie ländern d ienende Welt­
wirtschaft e ine sol ide Grundlage auch für d ie Besei t igung po­
lit ischer und mil i tär ischer Spannungen und Bedrohungen sein 
kann. 
3. Die DGVN ist überzeugt, daß nur auf der Basis eines bes­
seren Verständnisses für d ie wirtschaft l ichen und sozialen 
Schwier igkei ten der heute noch im Stadium der Entwick lung 
bef indl ichen Völker eine Stabi l is ierung deren pol i t ischer Ver­
hältnisse herbeigeführt werden kann. Dies t rüge zugleich zur 
Befr iedung der Welt be i . 
4. Die DGVN ist der Auffassung, daß die Menschenrechte un­
tei lbar s ind. Deshalb haben d ie Angehör igen al ler Völker in 
gleichem Maße Anspruch auf d ie Sicherung dieser Rechte. Die 
wirtschaft l ich besser gestel l ten Nat ionen werden hierdurch 
verpf l ichtet, mit den ihnen zur Ver fügung stehenden Mit te ln 
auch in den anderen Tei len der Welt e ine Grundlage für d ie 
Verwirk l ichung der Menschenrechte zu schaffen. — Die DGVN 
stützt sich mit dieser Auffassung auf d ie von den Vereinten 
Nat ionen geschaffenen Pakte über bürger l iche und pol i t ische 
Rechte sowie über wirtschaft l iche, sozia le und kul turel le 
Rechte. 
5. Das Wettrüsten hat in den letzten Jahren qant i tat iv und 
qual i tat iv eine f r iedensgefährdende Ste igerung erhal ten. Die 
Abrüstungsanst rengungen müssen deshalb im Interesse der 
Über lebenschancen der Menschhei t wei t über das bisher ige 
Maß hinaus intensiviert we rden ; sie sol l ten eine zentrale Auf­
gabe des Sicherheitsrats se in. 
6. Die DGVN erwartet, daß von der Mitgl iedschaft der Bundes­
republ ik Deutschland im Sicherheitsrat e in deutl icher Impuls 
zur Überwindung des wachsenden Daseinsinteresses an den 
Vereinten Nat ionen im Westen ausgeht : Angesichts der um­
fassenden Gefährdung der Menschheit durch Rüstung, öko lo­
gische Probleme und Unterversorgung der Mehrhei t der Men­
schen ist — bei al len Schwächen — das System der Vereinten 
Nat ionen d ie einzige universale Inst i tut ion, in der Konf l ik te aus­
getragen und gelöst werden können. — Die DGVN ermut igt 
deshalb d ie Bundesregierung nachdrückl ich, sich in Abst im­
mung mit den befreundeten Staaten für eine starke Koopera­
t ion mit der Mehrhei t der Mi tg l ieder der Vereinten Nat ionen 
einzusetzen. Auch d ie derzei t ige Minor is ierung der west l ichen 
Welt in den Vereinten Nat ionen darf nicht Anlaß zu Resigna­
t ion und Desinteresse sein. Sie muß vielmehr Ausgangspunkt 
sein für besondere, ver t rauensbi ldende Tät igkei ten, insbeson­
dere gegenüber den Staaten der Dri t ten Welt. 

7. Die DGVN appel l ier t an die Bundesregierung, an die pol i t i ­
schen Parteien, an die gesel lschaft l ichen und sozialen Organi ­
sat ionen und an die Öffentl ichkeit, in der Bundesrepubl ik 
Deutschland d ie deutsche Pol i t ik im gesamten Bereich der 
Vereinten Nat ionen als eine Pol i t ik der Vermi t t lung aufzufas­
sen. Das gi l t im besonderen Maße für d ie bevorstehende Mit­
gl iedschaft und d ie daraus resul t ierende Verantwor tung im S i ­
cherheitsrat. Damit würde die Bundesrepubl ik Deutschland 
den hohen Zie len d ienen, d ie sich d ie Vereinten Nat ionen in 
ihrer Charta gesetzt haben. 
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